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"Realität heute: Fairer Wettbewerb zwischen privaten und kommunalen Unternehmen für die öffentliche Daseinsvorsorge"
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- Es gilt das gesprochene Wort -

Der von der Landesregierung beschlossene Referentenentwurf zur Reform der Gemeindeordnung verfolgt nur ein einziges Ziel: Privat  vor Staat - zu Lasten der Kommunen soll ein Vorrang der privaten Leistungserbringung festgeschrieben werden. 

An zwei Stellen soll es eine drastische Verschärfung für kommunale Unternehmen geben:

Zu einem: Künftig soll ein "dringender" öffentlicher Zweck erforderlich sein. Eine solche Behinderung gibt es in keinem anderen Bundesland.

Zum anderen, soll kommunales Wirtschaften nur noch dann zulässig sein, wenn nicht private Unternehmen die Aufgabe "ebenso gut  und wirtschaftlich" erbringen können. Faktisch bedeutet dies, dass die Kommunen permanent belegen müssen, dass sie eine Aufgabe besser als jedes andere Unternehmen erbringen. Eine solche Behinderung/bzw. Verhinderung wirtschaftlicher Betätigung gibt es nirgendwo anders, und hat es nie woanders gegeben, und ist auch nirgendwo - egal welche Partei die politische Verantwortung trägt - geplant. 

Eine derartige kommunalfeindliche Haltung gibt es nur in NRW und nur von dieser schwarz/gelben Landesregierung.

Faktisch bedeutet das: Kommunale Unternehmen dürfen zukünftig an einem Wettbewerb mit privaten Anbietern nicht mehr teilnehmen.

Strom, Gas, Wasser, Nahverkehr und Müllentsorgung, aber auch Projektentwicklung, Wirtschaftsförderung, Wohnungswirtschaft wird langfristig nur noch von privaten Unternehmen erbracht.

Dabei ignorieren Sie, dass kommunale Unternehmen längst in einem lokalen, regionalen und europäischen Wettbewerb stehen.

Wir wissen aus vielen Beispielen, auch im europäischen Ausland, wer Wettbewerb behindert - oder wie ihn verhindert - überlässt öffentliche Daseinsvorsorge am Ende Oligopolen mit höheren Preisen und schlechter Qualität. Die Zeche zahlen am Ende die Bürger und die Unternehmen die von Ver- und Entsorgung abhängig sind.

Nur wer Angst vor einem Wettbewerb hat, der verschärft den § 107.

Angeblicher Bestandschutz bedeutet nur eins: Kommunale Unternehmen, die sich nicht weiterentwickeln, sterben einen Tod auf Raten. Land auf Land ab formiert sich Widerstand.  Kreistag und Räte auch mit den Stimmen von CDU und FDP sprechen sich einmütig gegen eine solche Zerschlagung öffentlichen Eigentums aus.

Arbeitnehmer und Arbeitgeber aus öffentlichen Unternehmen demonstrieren zusammen heute hier vor dem Landtag. Eine Tatsache, die nicht oft in diesem Land vorgekommen ist.

Das Handwerk - Auftragnehmer  kommunaler Unternehmen -stellt sich dagegen.

Die CDU-Basis rumort aller Orten. Ein CDU-Landesparteitag fordert die Umkehr. 

Warum hält eine CDU-Landtagsfraktion verzweifelt - wider besseres Wissen und eigenem Verstand einem solchen Referentenentwurf die Stange? Wie konnte es hier einer 6,3% Partei gelingen, 100% ihrer Forderung durchzusetzen?

Wer hat bei Ihnen eigentlich diesen Quatsch ausgehandelt? Wie kann es sein, dass Sie sich am Nasenring wehrlos durch die Manege ziehen lassen?

Eine Antwort könnte sein:

Sie haben nicht nur schlecht verhandelt und stehen mit dem Rücken zur Wand. Sie fühlen sich nicht nur einer Politik wider besseres Wissen verpflichtet und müssen zugleich sich aller Orten einer vernichtenden Kritik aussetzen. Schlimmer noch: Diese CDU-Landtagsfraktion hat vergessen, dass sie nicht einen Eid auf einen Koalitionsvertrag geschworen, sondern auf die  Verfassung des Landes NRW.

Ihr Koalitionsklüngel ist Ihnen wichtiger als das Wohl dieses Landes und seiner Menschen.

Auf dem Weg der politischen Evolution vom Kuscheloppositionspolitiker zum Möchtegern-Regler - sind gleich zwei Mutationen zu beobachten:

· Die eine Spezies - die zu Hause im Wahlkreis das hohe Lied des fairen Wettbewerbs singt, und hier im Landtag devot die Hand hebt, wenn es um die Verschärfung des § 
107 geht. Manche entwickeln dabei einen Grad an Schizophrenie, so dass sie zwei Personalausweise beantragen könnten. 


Sie - die CDU-Landtagsfraktion - müssen begreifen: Sie 
sind ganz allein und isoliert.


Eine andere Spezies ist die - die am Wochenende und am 
Abend zu Hause von der Basis, den Gesellschaften, dem 
Handwerk die Ohrfeigen abholt, um dann hier wochentags 
tapfer die andere Backe hinzuhalten. Eine derartige 
Schmerzfreiheit ist fast bewundernswert.


Schlimmer noch:


Für ihren Koalitionsklüngel machen Sie sich das Land zur 
Beute.

Beutezug durch die kommunalen Kassen - Kürzung bei den Kitas - GO gegen den Willen der Kommunen - und jetzt keinen Wettbewerb mehr für kommunale Unternehmen.

Ein CDA-Funktionär fordert seinen Rücktritt. Wir sagen dazu: Eine gute Idee, aber nur, wenn er diesen Referentenentwurf mitnimmt!

· Am Ende werden Gewinne privatisiert und Verluste sozialisiert. Das verbirgt sich in Wirklichkeit hinter Ihrem ideologischen Gesabbel von "Privat vor Staat"
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